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Vorgangsmappe für die Drucksache 19/1817

"Neutralität der Justiz stärken - Weisungsgebundenheit von Staatsanwaltschaften abschaffen!"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 19/1817 vom 16.04.2024

2. Plenarprotokoll Nr. 16 vom 17.04.2024

3. Beschlussempfehlung mit Bericht 19/2612 des VF vom 16.05.2024

4. Plenarprotokoll Nr. 24 vom 03.07.2024

5. Beschluss des Plenums 19/2926 vom 17.07.2024
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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, Martin Böhm, Richard 
Graupner, Prof. Dr. Ingo Hahn, Markus Walbrunn, Rene Dierkes, Dieter Arnold und 
Fraktion (AfD) 

Neutralität der Justiz stärken – Weisungsgebundenheit von Staatsanwaltschaften 
abschaffen!  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, bei der Justizministerkonferenz die vollständige 
Abschaffung der Weisungsgebundenheit von Staatsanwaltschaften anzuregen und vo-
ranzutreiben.  

Alternativ wird die Staatsregierung dazu aufgefordert, auf eine Änderung des Gerichts-
verfassungsgesetzes (GVG) hinzuwirken, sodass Weisungen an Staatsanwaltschaften 
schriftlich vorzunehmen sind und dokumentiert werden müssen. 

 

 

Begründung: 

In Deutschland besitzen der Bundesminister der Justiz sowie die Staatsminister der 
Justiz der Länder die Möglichkeit in Einzelfällen Weisungen an unterstellte Staatsan-
waltschaften zu erteilen. Diese Ausgestaltung der Strafverfolgung ist in der europäi-
schen Justizlandschaft eine Ausnahme und seit Jahren Gegenstand heftiger kritischer 
Auseinandersetzungen. Die Kernkritik, wie sie auch vom Deutschen Richterbund (DRB) 
vertreten wird, liegt in der potenziellen Gefahr einer politischen Einflussnahme, die das 
Vertrauen in eine objektive und unvoreingenommene Justizarbeit unterminieren kann. 

Dies führte bereits zu der Problematik, dass europäische Haftbefehle, welche von deut-
schen Staatsanwaltschaften ausgestellt wurden, auf Europäischer Ebene nicht aner-
kannt wurden. 

Als Reaktion auf Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs und den daraus re-
sultierenden Forderungen nach mehr Unabhängigkeit der Justiz, legte das Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz 2021 einen Entwurf vor, der eine Ein-
schränkung des Weisungsrechts anstrebt. Trotz dieser vergangenen Bemühungen und 
der Ankündigung im (aktuellen) Koalitionsvertrag der Ampelkoalition, das Weisungs-
recht entsprechend anzupassen, bleibt ein konkreter Zeitplan für die Umsetzung aus. 

Die Kritik des DRB, dass das Thema seit geraumer Zeit nicht mit der notwendigen Ent-
schlossenheit vorangetrieben wird, verschärft die Dringlichkeit der Thematik. In einem 
Europa, in dem die Unabhängigkeit der Justiz mehr denn je unter dem Druck politischer 
Kräfte steht, ist eine klare und unmissverständliche Regelung des Weisungsrechts von 
essenzieller Bedeutung für die Gewährleistung einer unabhängigen Rechtsprechung. 

Daher ist eine Reform des Weisungsrechts nicht nur eine rechtliche Notwendigkeit, son-
dern vielmehr ein fundamentales Anliegen für die Vertrauenswürdigkeit staatlicher In-
stitutionen in einer demokratischen Gesellschaft. 
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Dass eine Reform möglich und sinnvoll ist, zeigt zum Beispiel Italien: 

Im Jahr 1989 wurde in Italien eine umfangreiche Reform des Justizsystems gestartet, 
die darauf zurückging, dass zahlreiche Politiker wegen Korruption angeklagt wurden. 
Es wurde deutlich, dass die Weisungsgebundenheit der Staatsanwaltschaften zu politi-
scher Einflussnahme und Korruption beigetragen hatte. Die Abschaffung der Weisungs-
gebundenheit sollte daher die Unabhängigkeit der Justiz stärken und politische Ein-
flussnahme auf die Arbeit der Staatsanwaltschaften verhindern. 

In den letzten Jahren ist das Vertrauen in die Politik und insbesondere in die Justiz in 
Deutschland stark gesunken. Es gibt zahlreiche Gründe dafür, die von Vetternwirtschaft 
bei der Beschaffung von Schutzmasken bis hin zu zumindest teilweise verfassungswid-
rigen Coronamaßnahmen reichen, die zu hohen Bußgeldern geführt haben. 

Zudem kommt immer häufiger der Verdacht auf, dass der Einsatz der Exekutive als 
einschüchterndes Machtinstrument zur Bekämpfung der politischen Opposition dient. 
Diese und weitere Entwicklungen haben zu einem Vertrauensverlust der Bevölkerung 
in die politischen Entscheidungsträger und justiziellen Institutionen geführt. 

Die Sicherstellung einer von politischer Einflussnahme geschützten und unabhängigen 
Justiz ist von grundlegender Bedeutung nicht nur für die Funktionsfähigkeit eines 
Rechtsstaates, sondern auch für all jene Bürger, die sich auf diese Unabhängigkeit ver-
lassen und auf der Suche nach Recht und Gerechtigkeit sind. Die Unabhängigkeit und 
Neutralität der Justiz sollte daher nicht nur durch die verfassungsrechtlich garantierte 
Unabhängigkeit der Richter gewährleistet sein, sondern bereits bei einer unabhängig 
ermittelnden Staatsanwaltschaft beginnen. 

Der mögliche Einfluss auf Einzelverfahren und die gesetzesgebundene Tätigkeit der 
Staatsanwaltschaften ist nicht nur hinsichtlich des Legalitätsprinzips äußerst problema-
tisch, sondern kann auch dazu beitragen, die Neutralität der Justiz im Allgemeinen in-
frage zu stellen und zu untergraben. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass Ent-
scheidungen von Staatsanwaltschaften ausschließlich auf Grundlage von Gesetzen 
und Beweisen getroffen werden und die politische Einflussnahme möglichst ausge-
schlossen ist. Daher ist die Weisungsgebundenheit von Staatsanwaltschaften aufzuhe-
ben und darauf zu achten, dass Staatsanwaltschaften nicht länger dem Justizministe-
rium gegenüber berichtspflichtig sind. Andernfalls könnte das Vertrauen in die Unab-
hängigkeit und Integrität der Justiz weiter sinken und damit einen wesentlichen Be-
standteil unseres demokratischen und rechtsstaatlichen Systems belasten. 

 



schlag, direkt vor der Tür des Hohen Hauses. Finden Sie das in Ordnung? Hat sich 
hier die bayerische Politik des Schutzes des sicheren Freistaats bewährt, oder ist 
dies nicht ein Generalversagen auch Ihrer Politik vor dem linken Extremismus hier 
in Bayern?

(Beifall bei der AfD)

Roland Weigert (FREIE WÄHLER): Schauen Sie, auch das ist Manipulation und 
Propaganda. Wir alle wissen, dass es eine hundertprozentige Sicherheit nicht gibt. 
Diese wird keine Staatsgewalt dieser Welt herstellen können. Das heißt aber nicht, 
dass die bayerische Polizei und die Nachrichtendienste nicht alles unternehmen 
würden, um entsprechende Angriffe gegen den Rechtsstaat, die Wirtschaft und die 
Sektoren zu verhindern. Darauf abzuzielen, einen Punkt herauszuholen und damit 
die Arbeit zu diskreditieren, ist genau der Stil von Manipulation.

(Zuruf des Abgeordneten Martin Böhm (AfD))

– Sie machen es gerade deutlich. Deswegen, meine Damen und Herren: Folgen 
Sie den rechtsstaatlichen Parteien – ich sage dies den Zuschauern zu Hause –, 
egal, aus welchem Spektrum in diesem Hause. Folgen Sie aber den rechtsstaatli-
chen Parteien! Damit tun Sie dem Rechtsstaat und Ihren Persönlichkeitsrechten 
einen großen Gefallen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der CSU, den GRÜNEN und der SPD – 
Zuruf: Bravo!)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Wei-
gert. – Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Für die SPD-Fraktion gibt es 
keine weitere Redezeit mehr. Diese ist bereits aufgebraucht.

(Zuruf: Oh!)

Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur namentlichen Abstimmung über 
den Dringlichkeitsantrag der AfD-Fraktion auf Drucksache 19/1814. Die namentli-
che Abstimmung findet in elektronischer Form statt. Verwenden Sie bitte Ihr Ab-
stimmgerät. Die Abstimmungszeit beträgt drei Minuten. Die Abstimmung ist jetzt 
freigegeben.

(Namentliche Abstimmung von 17:56 bis 17:59 Uhr)

Konnten alle Abgeordneten ihre Stimme abgeben? – Das ist offensichtlich der Fall. 
Dann schließe ich die Abstimmung. Das Ergebnis wird nun außerhalb des Plenar-
saals ermittelt und in Kürze bekannt gegeben.

(Unterbrechung von 17:59 bis 18:03 Uhr)

Ich gebe jetzt noch das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Dringlich-
keitsantrag der AfD-Fraktion betreffend "Schutz bayerischer Infrastruktur vor links-
extremistischen Angriffen" auf Drucksache 19/1814 bekannt. Mit Ja haben 29 Ab-
geordnete gestimmt. Mit Nein haben 118 gestimmt. Stimmenthaltungen: keine. 
Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 19/1815 mit 19/1817 werden im 
Anschluss an die heutige Sitzung in den jeweils zuständigen federführenden Aus-
schuss verwiesen. Damit ist die Sitzung geschlossen.
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, 
Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Drs. 19/1817 

Neutralität der Justiz stärken - Weisungsgebundenheit von Staatsanwaltschaf-
ten abschaffen!  

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Christoph Maier 
Mitberichterstatter: Martin Scharf 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-
mentsfragen und Integration federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse 
haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 9. Sitzung 
am 16. Mai 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann



Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 2)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FREIE WÄHLER, CSU 

und AfD. Gegenstimmen? – Es liegen keine vor. Stimmenthaltungen? – Ebenso nicht. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Bevor ich in der Tagesordnung fortfahre, gebe ich bekannt, dass der Ausschuss für 

Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration in seiner Sitzung vom 

20. Juni 2024 die Anträge auf Aufhebung der Immunität von zwei Mitgliedern des 

Landtages beraten und in beiden Fällen die Aufhebung der Immunität befürwortet hat. 

Eine Aussprache findet hierzu nicht statt. Ich lasse zunächst über die Beschlussemp-

fehlung des federführenden Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 

und Integration auf der Drucksache 19/2667 abstimmen.

Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 

– Die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER, der SPD und der GRÜNEN. Ge-

genstimmen! – Bei der AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Es liegen keine vor. Die 

Immunität ist aufgehoben.

Nun kommen wir zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung des federführenden 

Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration auf Drucksa-

che 19/2668.

Protokollauszug
24. Plenum, 03.07.2024 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.

(Unruhe)

– Das ist die zweite Aufhebung der Immunität. Darüber wird getrennt abgestimmt. Es 

handelt sich um die Drucksache 19/2668. Wer ist dafür? – BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN, SPD, FREIE WÄHLER und CSU. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. 

– AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Liegen nicht vor. Die Immunität ist in dieser 

Sache ebenfalls aufgehoben.

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Auf der Ehrentribüne möchte ich die Präsidentin 

des Bayerischen Obersten Rechnungshofes, Frau Piwernetz, begrüßen, die den Bera-

tungen zum Antrag des ORH auf Entlastung aufgrund des Beitrags zur Haushaltsrech-

nung 2022 für den Einzelplan 11 beiwohnt. – Ich freue mich, dass Sie hier sind, herz-

lich willkommen.

(Allgemeiner Beifall)
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, 
Martin Böhm, Richard Graupner, Prof. Dr. Ingo Hahn, Markus Walbrunn, Rene 
Dierkes, Dieter Arnold und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/1817, 19/2612 

Neutralität der Justiz stärken – Weisungsgebundenheit von Staatsanwaltschaften 
abschaffen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 
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